
Das Würtlembergische Konkordat Von 4897
Von

Dr Bun z,.

Herr Kanzler, staatsrat Dr Rümelin- hat ın seıinen
„ Reden und Aufsätzen “ 15851 ach dem Ableben se1nes
einstigen Nachfolgers als Departementschef des Kultus,
Dr Golther, einen ‚„ Aufsatz “ veröffentlicht ‚ Zur katho-
lischen Kirchenfrage “. Hier stellt eıne Behauptung auf,
welche VOoONn den Lesern ohl eintach als richtig hingenommen
wiırd, weıl nıcht eicht eiıner sich die Mühe einer eingehen-
den Vergleichung der Konvention un der Gesetze geben
wird, un 6S auch hier gilt, WAas Rümelin vVvon seıinen Mo-
tıyen ZUTC Konventionsvorlage Sa „ Ich bin nıcht eiınmal
sıcher, ob meın mühsames erk auch 1Ur iırgendein Mensch
durchgelesen hat.“ Er selhst unterläflst C ; auf e1INn Detail
einzugehen , welches dıe Leser, die 1C. Im Auge habe, EeTr-
müden mülfßste.““

Wenn Rümelin dıe Dreiteilung der Golther’sehen Schrift
„ Der Staat und die katholische Kırche 1m Königreich
W ürttemberg “ bezeichnet alsı Hegel’sche Trilogzie, zönnte
ohl Golther nıcht unschwer diese formelle Charakterisierung
iın materieller Hinsicht zurückgeben , indem ın der SANZCN
Behandlung der Konkordatssache bis in die letzte Abhand-
lung herah eın Hauch Hegel’scher Philosophie verspüren
und daraus manches erklären Iste

Die Behauptung Kümelin’s, welche jer gement ıst, geht
dahin, dals das württembergiéche (resetz, „ betreffend die Re-
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velung des Verhältnisses der Staatsgewalt ZULTC katholischen
Kirche“‘ Von 1562 nıchts anderes SCL, als dıe Konvention
mi1% Rom Von 1857 S 207 a.)

Die Kıchtigkeit dieser Behauptung annn be1 Vergleichung
VOL Konvention und (+esetz nıcht bestehen, WAS Verlauf
nachzuweısen 1ST ebenso WI1C die Voraussetzung Rü-
melın Da als ob die Konvention VOT Konftlikten mM1 Rom be-
wahrt hätte Im Gegenteiu wırd nachgewiesen werden, W16

gerade die Konvention Konflikte ihrem Schofse barg
Rümelin behauptet WEnnn INa dıe Konvention e1N-

zelnen MmM1% em (xesetz vergleiche , werde INa üinden,
„ dafs S16 sich allen Hauptpunkten, Zug für Zug, Artikel
Artikel entsprechen “ 209) Ferner versichert C. die
Kegierung habe, den Inhalt 7ı retten, 1Ur die Form
verändert (S 208), as (+esetz SC1 1Ur die Fortsetzung
der Konvention SCWESCH (S 207) Wenn oblge Behaup-
tungen wahr sind wurde enn das (Gesetz nıcht
on den gleichen Abgeordneten ANSCHOMUNECNH , welche für
die Konvention stimmten ? Die etztere wurde miıt A Sl
SCH D Stimmen abgelehnt die Kirchengesetze mıt 67 DG“
>  C 13 Stimmen ADNSCHOMMILEN Allerdings hat die KRegije-
. selbst der VON (xolther unterzeichneten Krklärung

Kardinal Sstaatssekretär Antonelli VOIN Jamtar 1561
unter anderem erklärt „ Was jedoch den Inhalt des
Gesetzentwurfs betrifft 1ST. es die Absicht der kol Keg1e-
TUNg, dafs die Kegelung der einschlägigen Verhältnisse ach
Mafsgabe der der früheren Konvention enthaltenen Di-
rektiven herbeizuführen vesucht un dafs der materielle In-
halt der früheren Konrvention deı beabsichtigten
Staatsgesetzgebung zugrunde gelegt werde“, eEINe Krklärung,
auf die sich natürlich Rümelin besonders stutzt (S 208
und dıe sich auch sehr eigentümlich ausnımmt Die KegIe-

hat ZW ar hinzugesetzt, „unbeschadet der Rechte und
Interessen des Staats und der demselben befindlichen
andern Konfessionen “, allein diese Stelle für sich SCHOMMEN,
rechtfertigt doch dıe Darstellung‘, als ob e>S der keglerung
NUur darum thun SCWESCH SEIL, die KForm Z ändern,.den Inhalt der Konrvention retfien. Dennoch INUuSsSenN ‚:WITF
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urteilen, die Regjerung habe iın ihrem Schreiben die Korm
der Kurie gegenüber retten wollen , den Inhalt der Be-
stımmmungen ändern können. Denn das wırd eben die
nachfolgende Vergleichung zeigen, dafls der Inhalt der {rü-
heren Konvention den Gesetzen jedenfalls nıcht insotern

Wenngrunde hegt, dafls derselbe materiell identisch WAare
obige KErklärung der Kurıie gegenüber abgegeben wurde,
kommt cs aehr darauf WAS CS heilst: der materielle In-
halt der Konvention soll der Gesetzgebung zugrunde
gelegt werden. Wır werden sehen, dafs nıcht iın dem
ınn der Identität beider geschah.

W ürttemberg wurde bekanntlich Erst 1803 in parı-
tätischer Stagt und die Religionsedikte VOL 1803 un: 1506
bezogen sich zunächst 1U aut die persönliche (7+ewissens-
freiheıt und (GHeichheit VOL dem (z+esetz. Zur Wahrung der
Souveränitätsrechte gegenüber der katholischen Kirche wurde
1506 der „geistliche Rat“ eingesetzt, der 1816 den Namen
„ katholischer Kirchenrat““ erhielt. Durch diesen wurde 1808
der Interkalarfond errichtet und die Pfarrkonkurs-Prüfungen
eingeführt. Eine Übereinkunft mıt Rom scheiterte ach
offiziellem Grunde dem Befehl Napoleons, dafls Baiern
und W ürttemberg ZUSaINnINeN unter seınen Augen mıt Rom
paktıeren sollten. Die plötzliche Krklärung des Kardinals
della Genga, die Verhandlungen abzubrechen, läfst aber
auch für die Deutung Kaum, Rom <e1 die Dberenkun
nıcht zweckentsprechend erschienen. Hatte doch die late1-

Für dıe nachfolgende einleıtende geschichtliche Übersicht 1ıst;
dıe hier zugrunde gelegte Darstellung Von (Aolther Zı vergleichen
(Der Staaft und die katholische Kirche 1mM Königreich Württemberg,
Stuttgart 18 (4,; 29—159);; für die ersten KonkoréatsverhggmdlungenMejer, Zur (GAeschichte der römisch - deutschen Frage (Rostock

259—280; 1L, (1873), 165 210 ; als Quelle vergleiche
württembergisches Regierungsblatt; aufserdem fa L', Das
yürttembergische Konkordat W,
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nısche „ UÜbersetzung “ schon wesentliche Anderungen des
Dieser hatte überallfranzösischen Textes VOFSCHOMLMEN

dıe Konvention au ıe „ katholische “ Kirche eingeschränkt
Der Nuntıius hefs dıes der UÜbersetzung WOs und suchte
überhaupt dem kanonıschen Recht Geltung verschaffen
Dıies ist. aber auch durch spätere unfruchtbare Verhandlungen
nıcht geschehen König Friedrich hat dıe Ordnung der
Verhältnisse der katholischen Kirche SC1NEC Hand OM-
men un 1ST. jJosefinıschem Geiste autokratisch Werk
FEDANSCNH, ohne aber die definitive Urganısation erleben
Doch hat ıhm 1US das Zeugn1s ausgestellt 27 Au
KUust1SssıMUM ürtemberg1ae Kegem, ıllam subditorum

partem valde PFrODENSUS atque 1f2a ANLIMNO cComparafus
est ut media Catholieis submınıstrare studeat a OC
ut tranquille ei eommodius Y Uah profitentur religionem
Ccere valeant c

König W iılhelm SS WAÄRS die Bemühungen Ordnung der
katholisch kirchlichen Verhältnisse fort 4S 1ST aber für
NSerN Zweck nıcht ertorderlich dıe ekannten Kırfolge
Krrichtung inländischen Bistums uUun: Heranbildung der
katholisechen Geistlichkeit historisch näher vorzuführen Wäh-
rend 1US VIL 1111 Aprıl 18147 den Wunsch aussprach, „der
König werde durch Gesandten Unterhandlungen

UÜbereinkunft mıt Rom anknüpfen “‘, suchte sich dieser
zunächst mit anderen deutschen KReglerungen 1881 Verbindung

SEetzZeN.
Das xicher der richtige Weg, nachdem eiınmal der

Versuch, deutsche Nationalkirche errichten, auf dem
Wiener Kongresse gescheitert War och auf der Frankfurter
Konferenz, die AIn März 1818 eröffnet wurde, IsSt frei-
lich Von em Zael Ner deutschen Nationalkirche geredet
worden och ward die Hoffnung festgehalten , dafls WCN1S-
sfens die dort vertretenen Kegierungen zusammenstehen und
dasjenige vorkehren würden, „ WaS die Würde der deutschen
Nation und die Freiheit der deutsch katholischen Kirche —

{ordert, welche von den kKegierungen der einzelnen Bundes-
staaten bei dem päpstlichen Stuhle ach gleichen rund-
sätzen SCMCINSAM vertreten, diesem wıeder als deutsche Na-
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tionalkirche erscheinen WIr 6i Wenn es auch der VON
den verbündeten Regierungen beabsichtigten Vereinbarung
mıt Rom nıicht kam, gab doch das Fundationsinstrument
VO: Maı 18258 und dıe Verordnung VO 3() Januar
1830 für W ürttemberg den Grundsätzen der Frankfurter
Deklaration Ausdruck un ordnete die kirchliehen Verhält-
NISSC auf Grund der dortigen Vereinbarungen als IN-
schaftliche Ssache der Kegierungen Im Fundationsinstı ument
W.16 atych der Verordnung „ Sınd die Kigenschaften , die
ZULT Wahl Bischofs odeı Mitelieds des Domkapitels
nofwendig Sind i{ festoesetzt annn gewiıls 1Ur 6C1He

Korderung der Gerechtiekeit SCIMN, WeNnN bestimmt wırd dafls
VAH Bischof 1Ur E1N Deutscher Vvon Geburt gewählt werden
könne der WeN1ZSLENS Bürger des Staates 1S%, welchem
sıch der erledigte Bischofssitz befindet und WEeNN CGS dann
weıter heilst „ Nebst den vorgeschriebenen kanonischen
Kigenschaften 1st ertorderlich dafls derselbe entweder die
Deelsorge, akademisches Lehramt oder SONST. öffent-
liche Stelle MN1T Verdienst un Auszeichnung verwaltet habe,

auch der inländischen Sstaats- und Kirchenverfassung,
der Gesetze und Kinrichtungen kundig se1.°° 27 Z Dom-
kapitularstellen können 1Ur Diözesangeistliche gelangen,
welche Priester, dreifsig Jahre alt und tadellosen W andels
sind vorzügliche theologische Kenntnisse besitzen entweder
1e Seelsorge oder eE1N akademisches Lehramt oder sonst
e1INeEe öffentliche Stelle mı1T Auszeichnung verwaltet haben,
und mıt der Landesverfassung bekannt siınd.““ Die
Verordnung VON 1530 hat auch mi1t WEN1ISCH Ausnahmen
eıne Kınschränkung der verfassungsmälsigen Autonomie der
Kirche INNNeren Angelegenheiten enthalten als Diözesan-
synoden 1LUL mıt Genehmigung des Liandesherrn ZUSEa  11-
berufen und Beisein landesherrlicher Kommissarien g_
halten werden können 18), ebenso Provinzlalsynoden,

KEröffnungsrede des Vorsitzenden, württembergischen Ministers
VOon Wangenheim Golther

Man vergleiche das vielleicht vorsichtiger gefalste Urteil (A+01=-
ther's 95—100 Anm. der BEedaktion
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($ ıst. ohl weitgehend, ebenso WE allen rch-
lichen Verordnungen ausdrücklich die Staatsbewilligung VOI-

langt wird ($ 4
Das In und festgestellte landesherrliche Placet

wollte schon 1830 der ständische Ausschuls als weıt
In der T’hat würde eine’ausgedehnt beanstanden.

ungerechtfertigte Beschränkung der kirchlichen Autonomie
enthalten, WeNn A verstehen wäre, alg ob 1ın jedem
einzelnen Fall die KErlaubnis eingeholt werden mülste,
iırgendeıne päpstliche Verordnung angewendet werden wollte,
als ob dem Staat das Recht beigelegt Wäare, durch eıgene
Verordnungen Kıirchensatzungen selbst; ın (Haubenssachen
aufzuheben. Allein schon 1830 un 1832 erklärte der
königliche (GGehemrat, dals sıch 1Ur u11 Genehmigung
früherer päpstlicher V erordnungen handle welche bisher
nıcht 1 (GAebrauch Warch, und ebenso, dals sich das zecht
der Staatsgewalt, bisher schon geduldete oder förmlich SO
nehmigte kirchliche Verordnungen aufzuheben , keineswegs
auf Glaubenslehren nd wesentliche Religionshandlungen be-
zıehe, sondern LUr aut solche, die nıt l1em Staatszwecke 1n
Widerspruch stehen. Darın, dals eın tridentinisches SemInar,
sondern katholisch theologische Lehranstalten und Fakul-
ten der andesunıversıität 1n Aussicht gestellt sind ($S 25)
und die Prüfungen VO  s den staats- und bischöflichen Be-
hörden gemeinschaftlich VOTgSENOMMEN werden sollen (S 2

29); annn 1a unbefangen keinen Kingriff ın die Autonomıie,
Derwohl aber ın die Autokratie der Kirche erblieken.

Staat muls jedenfalls eıne (+arantıe für die KErziehung und
Ausbildung der Kleriker haben, un WE OL jel

„ Alle römiıschen Bullen, Breven und sonstigen Erlasse mMUsseEN,
ehe S1e kund gemacht und ın Anwendung gebracht werden, dıe landes-
herrliche (renehmigung erhalten, und selbst für ANSCHNOMMENEC Bullen
dauert ihre verbindende Kraft und ihre Gültigkeıt 1U lange, als
nıcht ım Staate durch Verordnungen etwas anderes eingeführt
wird. Die Staatsgenehmigung ıst, aber nıcht ur alle neu erscheiınen-
en päpstlichen Bullen und Konstitutionen erforderlich,  sondern auch
für alle früheren päpstlıchen Anordnungen, sobald davon Gebrauch
gemacht werden will.‘

J  .Zeitschr, Kı VIMU, A
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Eintracht vorausse{izt, dafls Stäatsbehörde und Bischof mıit
einander dem einen Zael tüchtig gebildeter Geistlicher
sich vereinigen können, hegt der Fehler nicht Staat.
uch die Mitaufsicht des Staats ber die Kirchenpfründen
und einzelne kirchliche Fonds ist gewls NUur heilsam, wenn
ausdrücklich bestimmt ist, dafs S1Ee dazu dienen muls, dafls
diese In ihrer Vollständigkeit erhalten UunN! auf keine else

andern als katholisch kirchlichen Zwecken verwendet
werden können 38)

Dagegen sa dıe Verordnung: „ Der Staat gewährt dem
(xeistlichen Jede ZU Krfüllung iıhrer Berufsgeschäfte ertforder-
lıche gesetzliche Unterstützung und schützt S1e 1n dem (tJe-
uls der ihrer Amtswürde gebührenden Achtung und Aus-
zeichnung “ ($ 35) Überhaupt ist VOnNn einem teindseligen
oder NUur mılsgünstigen Sinne die käatholische Kirche

wen1g die Kede, dals gerade die T’haten, Vor allem der
württembergischen heglerung, VON unverhohlenem Wohlwollen
und Fürsorge für die katholische Kirche sprechen. Wir
rechnen dahıin namentlich auch die unablässige Bemühung
ZUT Ordnung der auliseren Angelegenheiten , besonders des
Bistums iIm Einverständnis mit der Kurle, die reichliche
Dotation der Kirche, die liberale Fürsorge für alle ihre Be-
dürfnisse, besonders aber die umfassenden Kinrichtungen für
Heranbildung der Kleriker welche 1Ur mıt erheblichen
Öpfern AuUuSs Staatsmitteln bewerkstelligt werden konnten,
liche Institutionen “ bezeichnete.
Kınrichtungen, welche Bischof Keller 1839 selbst als ‚, herr-

Wenn a1s0 och ünsche
ıIn der oben bezeichneten khıchtung übrig geblieben, hätten
die kegierungen nicht blofs kraft der VON der Kirche heilig
ZAU haltenden göttlich auferlegten Pflicht des (Gehorsams und
der Khrerbietung die Obrigkeit, sondern auch auf
Grund ihres eıgenen Kntgegenkommens mıft allem Recht
erwarten können, dafls dıe Bischöfe diese ünsche ın eEiner
passenden orm angebracht hätten.

Zu den oben bezeichneten hätten eiwa och kommen
können die Verleihung der Pfründen, welche Von König

Vgl Golther, 95,
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Friedrich als andesherrliches Patronat 1n AÄnspruch
men wurde, eine etwas grölsere Ausdehnung der bischöf-
lichen Disziplinargewalt, welche übrigens 1844 VO1 Könıg
Wılhelm bereıtwillıg gewährt wurde, ‚eine entsprechendere
Feststellung des Eherechts, welches 11 den ehemals vorder-
österreichischen Liandesteilen die Ehesachen ausschlielslich
den bürgerlichen Gerichten unterwari, und nach welchem
überhaupt der katholische Pifarrer CZWUNSECH Wal, ein Lühe-
PAaal auen , uch WeLLN c5S cht katholische Kinder-
erziehung versprach.

uch e1INn orölserer Fainfuls des Bischofs auf die Heran-
bıldung der T’heologen hätte bıllıgye ünsche och nıcht
überschritten. Alleın em römischen Standpunkt War und
ıst CS dıe Herrschaft des kanonischen Rechts
die Herrschafit des Papsttums ber Staat und
Kırche Samt Ketzern 7U thun Diese aber D OIl -

langen, ıst nıcht ohne Kampf möglich, und wurde ZzUerst.
innerhalb des Klerus jene echt reli&x1öse, nationale KRichtung
unterdrückt, W1e In Deutschland das traurıge Schicksal des
edlien Wessenberg bezeugt. Dann SINg s den Staat

Die verbündeten Regierungen der oberrheinıschen Kirchen-
provınz hatten In der Bulle 97 dommı1eı orEDIS eustodıam “*
ausdrücklich die Weglassung der ÄArt und verlangt
und, a ls 1e$s nıcht geschah, förmlich dieselben prote-
otiert und erklärt, dals G1E diese Artikel nıemals anerkennen
werden. uch wurde diese Bulle mıt der verwandten „ Pro-
ıda solersque “ 1m „ Regierungsblatt“ veröffentlicht mıiıt der
bestimmten Krklärung, dals G1E ANSCHOMMEN worden se1en,
„Insoweıt solche die Biıldung der oberrheinıischen Kıirchen-
provınz““ 185 W. (überhaupt die äulsere Organisation) „ ZUum
Gegenstand haben“, „ ohne dafs jedoch AUS denselben auf
ırgendeme W.eise eiwas abgelertet werden könnte, WASs inN-

Hoheitsrechten schaden oder ihnen Kintrag thun möchte,
oder den Landesgesetzen und Keglerungsverordnungen , den
erzbischöflichen und bischöflichen Rechten, oder den Rechten
der evangelischen Konfession und Kirche entgegen wäre “

1) Golther, 35
13*
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Art verlangt nämlich bischöfliche Semınarıen ad formam
Deeretorum Saecrı GConcıilu Irıdentinı und Art dals die
Bischöfe pleno JUFrE Kpiscopalem Jurisdietionem exercebunt
Y UAC Juxta Canones ULC vigenfes ef praesentem Ececlesiae
discıplinam eisdem compet

Unter Gregor X: V begann wıeder die unbedingte Herr-
ochaft der Jesuiten Derselbe wollte Deutschland
überhaupt vorgehen Eı begann Hannover, er a b-

wurde, nd Freulsen , sıch der Sstreıt fort-
(Aleicherweisebis den hegıerungswechsel hıneinN

erklärte Gregor XVI ote die oberrheinischen
kegjıerungen VO 5 Oktober 1835 dals dieselben die mıt
Rom CINSEDANSCNCNH Stipulationen verletzt haben , und PFO-
estier alle ach der genannten Bulle erlassenen
landesherrlichen Verordnungen Preuflsen hatte 15535 durch
Se1INeEN Bundestagsgesandten die übrıgen protestantischen
aaten Konferenzen aufgefordert ber die Mittel

DiesZUTFr Abwehr Rom beraten, aber vergebens
War der Kurıe vollständıg bekannt König Wiılhelm hatte
autf sSeINer iıtalienischen Reıise miı1t Rom zugunsten Preuflsens
verhandeln wollen , aber auch der österreichische (G(esandte
stand autseıten der Kurle. Damals fiel wieder e1Ne

Aufserungen, welche die Geringschätzung und Feindseligkeit
der malsgebenden römischen Kreise die Deutschen
überhaupt schon verschiedene Male dokumentierten, indem
der Kapuzinergeneral LE „ Die Deutschen sind Z W ALr

gründlich, aber AUS dem Grund verderbt.“ Nun wurde
vorwärtfis gedrängt, offen durch C1MN Schreiben des Papstes
VO 29 November die Bischöfe ermahnt
auf die Beseltigung der Verordnungen hınzuwirken, unter
der Hand durch E1 gewaltiges Treiben, VOL dem auch der
sanitmütige friedliebende , josehinıschen Geiste gebildete
Bischoft Keller VON Kottenburg jortgerıssen wurde och

hatte der Kammer siıch der mildesten Form
ber die Verordnung VOoNn ausgesprochen Er bekennt
sıch Zzuerst durchdrungen Von ankbaren Gefühlen S
„ die herrlichen Institutionen, die WIL durch diıe hochsinnige
Intention des Protektors 19848 Kıirche geschaffen sehen “.
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Kr wagte VO  u} der Verordnung VOL 1830 : schüchtern
SA CH, dafs S1E „allerdings nıcht ohne Gefahr einer Verletzung
der utonomı1e der Kırche se1nN schemt“*‘.

In den Gnesen-Posen’schen Streit und die Öölner Wiırren
ın Preulsen, der Sstaat qsich endlich angeschickt hatte,
energisch vorzugehen, aber bereits ın der Kabinettsordre Vvom

8 Januar 18538 wıederum zurückgewichen War, fıel der
Thronwechsel VO  e} 1540 nter dem wohlmeinenden, r’O-

mantischen Könıg Kriedrich W ilhelm ergab sich der
Staat halb unbewulst der konsequent vorwärtsgehenden
Kurie.

Württemberg schien der A greise Bischof Keller der
Er wurde 1mM Oktober 1841 achKurıe nıcht geejgnet.

München Nuntius berufen , der ıhn Z trei willigen
Rücktritt aufforderte, aber vergebens. Er scheint sich eher
bereit gezeigt haben, qe1nNer Natur und se1ner ergangen-
heıt zuwıider vorgehen wollen. SO irat ıIn der Kammer
der Abgeordneten AIl November 1841 plötzlich mıt einer
Motion hervor: „ Seine bitten , für dıe Aufrecht-
erhaltung der durch die württembergische Verfassungsurkunde
zugesicherten utonomıe der Iatholischen Kirche die KEEIS-
nefen Mafsregeln TE A Erhaltung des Kırchen-
friedens (!) treffen wollen.“‘“ Kr falst SEINE For-
derungen ın Beschwerdepunkte, welche ihrer NeE:
tiven Korm nıcht klar darlegen, WAaSs verlangt wird, und
mehr eıner Klage ber V erfolgung, qlg einem Wunsch ach
Verständigung ahe kommen. Dıe Kirche, indem S1e
sıch anschickt, den Kampf heraufzubeschwören,
stellt sıch als die sphon bekämpfte, als dıe V©  —-

folgte dar Die staatsrechtliche Kommission der Kammer
wıes den Bischof darauf hın, begründete Anträge
dıe Regierung brıngen, welche denselben dıe
gehörige Berücksichtigung zuteıl werden lassen
werde. Statt diesem Rat tolgen, trat der Bischof mıt
einem Nachtrag auf, welcher 1m heftigsten und bittersten
'Lon gehalten War

1) Golther, 107
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o War also der Kırchenfrieden gestört ID War offen-

bar Von kirchlicher Seite der Weg des Kampfes gewählt,
un nıcht der firiedhicher Verständigung, W1e ihn sowohl der
vorgenannte Antrag der staatsrechtlichen Kommission, als
der des Domkapitulars Jaumann 18549 angab 397  ıe Kam-
i1ner möge Protokall aussprechen , S1Ee Se1 des vollen Zu-
TAauens der Staatsregierung, dieselbe werde, WENN diıe
vorliegende Angelegenheit durch das bıischöfliche
Ordinarijat S1e gebracht werde, dieser ıhre
Aufmerksamkeit schenken und Mifsstände, WIe und soweılt
sıch solche ergeben sollten, beseitigen.“ Die Kammer ahm
diesen Antrag naıt Stimmen Domkapitular
Jaumann bedauerte den V OI Bıschof eingeschlagenen
Weco, w1e selbst In der Sitzung VO 15 März 15492
sagte Er tügte hinzu, dafls die Kirche oft ın den Kreis
des Staates übergegriffen habe, und ohl ebenso oft auch
der Staat iın die Sphäre der Kıirche. Jaumann stimmte
ehbenso die otion des Bischofs ıIn Sachen der NE-
mischten Khen, Ww1e oben bemerkt, nach dem Kelig10ns-edikte VO 1806 der katholische Friester ZUL Kınsegnungauch bei nıcht katholischer Kıindererziehung y CZWUNSCHwerden konnte Ebenso stimmte dıe Motion, weıl
S1E sıch das Religionsedikt überhaupt richtete. Im
Verlauf der Debatte Hel NU.  5 1n ausgesprochener Kenitenz

der auch VO Bischof beschworenen Verfassung,welche ebenfalls unter die „ herrlichen Institutionen “ SQrhörte, die „ VON dankbaren (xefühlen durchdrungen“
Za Sa1n derselbe Bischof noch D erklärte, CS fiel ZU.
erstenma[l das: Wort, mit dem die römiısche Kirchengewaltimmer den Kampf eröftnet: Man mufs aätt mehr BGrhorchen als den Menschen! Die Kurie wollte den
Kampf!

Wiederholt wurde dem Bischof VO Ministertische Aaus
und Vvon einzelnen Rednern vorgerückt, dafls der erste Fehde-

Diese Vorschrift wurde übrigenä VO  s den (+eistlichen bis 18530
ohne Anstand eingehalten und VO: Bischof anerkannt (S Golther,110)
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brief, der Nachtrag sqe1INer Motion, nıcht von ihm, SONMN-

ern „das Krgebnis verschiedener Federn “ sel, „ eINIger
kampf- und streitlustiger , ohne Zweifel och ]Junger Au-
toren “* (wıe Minister Schlayer S1C.  h ausdrückte). Der Bisehof
vermochte nıcht wıidersprechen und brach, vollständie in
dıe KEnge getrieben, endlich 1n die verzweiıfelten W orte AUS

„Ach erkläre 1Ur das, dals AUS meınem (+emüt nıchts kom-
1NneN kann, Was die Liebe, die ich als Diener der Relig1ıon
In meınem Herzen rage, verletzen könnte. ber WeNn die
Hölle sich zusammengemacht und mich verschworen
hätte, würde 1E keine bösartıge rage ausgeboren
haben w1e die mich gerichtete.““

Könıg ılhelm schlug 1843 e1in energisches Zusammen-
gehen der kKegıerungen, Ja die Wiederherstellung des Corpus
KEvangelicorum mıt Preulsen der Spıtze VO  b Im Jahr
18345 formulierte seINe Vorschläge näher. Aus den Ver-
einsstaaten aollen alle Orden und Vereine ausgeschlossen
werden, welche dem Protestantismus feindhlich sınd , der
Klerus soll sorgfältig überwacht, e1n abgesetzter Geistlicher Von

einem andern Staat auch nıcht als Lehrer angestellt werden.
Die Bıstümer se]len LUr mıiıt konfessionell verträglichen Män-
ern besetzen, be]1 den Geistichen mülste die nationale
Gesinnung betont, das Recht der Bischöfe dem Papst
gegenüber ataatlıch gewahrt werden. Eine Ver-
einsgesandtschaft 1n Rom sel einzurichten.

Als UU.  b die Kreignısse Von 18348 eintraten , dıe Regle-
rFrUunNnsSsch schwankten, haltlos und el schwach arecn,
stärkte dies die Ansprüche der römiıschen Kurıle, welche
S1IC.  h sehon auf den Kriegspfad begeben hatte Die 'Vren-
NUuns von Kirche un:' Staat, welche J& damals auch ın den
Grundrechten durchgeführt wurde, ist der römischen Hier-

als dem Volksleben schädlich.archie ebenso förderlich,
Wenn auch diese Trennung nıcht dıe Gesetzgebung der
Einzelstaaten überging, ahm S1e doch dıe Bischofsvyersamm-
lung ın W ürzburg VO ‘ Oktober 1848 de facto 1n An-
spruch, S1e forderte „die vollste Freiheit und Selbständig-
keıit“. Die Bischöfe wollten Jetz bel ihrer günstig scheinen-
der Lage nıcht einmal mehr eıne Vereinbarung. uch eln
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Konkordat annn Rom och SCIN s1e forderten
eintfach und ZW ar gänzliche Lossagung VO  w aller Aufsicht
des Staats auftf dem Gebiet der Disziplin und der Krziehung

Demgemäfs KINSEN die Bischöfe der oberrheinischen
Kirchenprovinz VOT iıhrer Denkschrift VO März 1851
Ks ist. wıeder der Krieg, wenn die Verordnung on 1830
qals e1iIN System der Unterdrückung der Kirche und der Ver-
letzung der wesentlichsten Rechte derselben erklärt wırd
Die Denkschrift denkt wıeder nıcht C1iNe friedliche Ver-
einbarung Sıe verlangt ıntach die freije Besetzung aller
Kirchenämter, die unbeschränkte Errichtung Von Klöstern
und geistlichen Vereinen, gänzliche Aufhebung des landes-
herrlichen Placet jeder Aufsicht des Staats ber die
Disziplinargewalt ohne jeglichen Rekurs

Jeder Versuch den TECUTSUS ab abusu gebrauchen,
wırd qle „ Auflehnung die gesetzlıch normıerte Au-
orıtät der Kirche“ bezeichnet, ‚„ CIM Unterfangen welches

hat (i

der heilige Stuhl mı1t EXCOMMUNICATIO latae sententlae belegt
Dagegen wiıird der Beistand des weltlichen AÄArmes

beı Ausübung der Disziplinargewalt m1T C1Nner Nalven Drei-
stigkeit gefordert alg wäare der Staat 1Ur ıntfach der Diener
der Kirche

Ferner beansprucht dıe Denkschritt die vollständige HKr-
ziehung des Klerus trıdentinischen Semmarıen, a ISO SAaNZ
unter kırchlicher Leitung, samf. dem Kxamen ohne Staats-
kontrolle und ohne das Recht des Staats, unwürdige un
untauglıche Kandidaten auszuschlielsen , dıe Abschaf-
Lung des landesherrlichen Tischtitels Nicht mıinder soll
nıcht blofs der relig1öse Unterricht unbeschränkt VO  S der
Kirche 111 den soNstiYen Schulen geleitet, sondern auch der
profane überwacht und zontrolliert werden KEndlich VOI -

Jangen die Bischöfe freie Verwaltung des kirchliehen Ver
MOSENS, auch der Lokalfonds, welche S1C für die
Kırche beanspruchen.

als dıie W ahlen des Bischofs, der Domdekane und
Domkapitulare 1Ur ach den päpstlichen Bullen OM -

gl Golther S 13
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inen werden äürfen und der Bischof vollständige Freiheit
inbetreff der Wahl der (Üeneralvıkare und ihrer Ordinarılate
haben soll, versteht sich VON selbst.

So stellte siıch der Kpiskopat ale kriegführende Parteı
auf. och vereinigten sich die Kegierungen ZUr Abwehr,
wenıgstens gelang C5S, dıe der oberrheinischen Kıirchenprovınz
och zusammenzubringen In Karlsruhe, mıt Ausnahme Preulsens
für Hohenzollern. I)ie Kegrierungen stellten sich 1m Prinzıp
den Bischöfen entigegen, gaben aber In der Wirklichkeit
nach, reilich In einıgen Punkten, ın welchen dıe Beaufsich-
tıgung des Staats wohl nachgelassen werden konnte, alleın
faktisch hatten dıe Bischöfe eben doch Boden
Zudem regelten die kegıerungen das Verhältnis nıcht auf
dem Wege der Gesetzgebung, eine dauernde Rechtsbasıis
ZzUu schaffen, sondern auf dem der Verordnung (vom März
9 S! dafs auch och weıtere Konzessionen erwartet
werden konnten.

Inbetreff des Placet wurde die Genehmigung des Staats
beschränkt auf solche Anordnungen, welche 7ı etiwas Ver-

pflichten, W4S nıcht U}  ANZ ın dem eigentümlıchen Wirkungs-
kreis der Kirche hegxe He andern Krlasse se1eNnN der Staats-
ehörde gleichzeitig mıiıt der Verkündigung Eıinsicht nıt-
zuteıjlen. Die besondere Beschränkung der päpstlichen Bullen
wurde autgehoben un: dieselben NUur q ls VO Bischof er-

kündigt den obgenannten Bestimmungen unterworten. Ebenso
«ollte Zzu den Provinzilalsynoden nıicht mehr durchaus die
Genehmigung der vereıinten Staaten nötig se1n, sondern 1ıur
einNe Anzeige derselben , WEeNnN Dinge ZUr Sprache gebracht
werden sollten, welche des Placet bedürfen. Eine ähnliche
Bestimmung galt den Diöcesansynoden. Der Verkehr mıt

uch für diedem Kirchenoberhaupt wurde ireigegeben.
Prüfung der 1nNns Priesterseminar autzunehmenden Kandidaten
wurde bestimmt, dafls 1Ur e1InNn landesherrlicher Kommissär
denselben beizuwohnen habe, dem das Recht der Finsprache
ustehe

Diese Zugeständnisse stärkten den Kampfeseifer der
Bischöfe. S erfolgte am 12. April 1853 eın Protest wieder
mit der Kriegsdevise: Man mu[{fs (rott / mehr gehorchen al  <&
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den Menschen. Es wurden die Konzessionen für ungenügend
erklärt und eiıne eue Denkschrift angekündigt. Die Re-
g1erungen antworteten, dafls S1e jede Gresetzesverletzung CNer:

gisch zurückweisen würden.
och die Vereinigung der Regjerungen War gelockert.

Schon hatte Kurhessen einseltıg die Publikation der Ver-
ordnung VOoNn 18553 unterlassen. Die württembergische Re-
g1erung sah ein, dafls S1e besser allein vorangehe, und der
Kultusminister Wächter-Spittler erklärte daher;, dafs die
Kegierung künftig auf Kollektiveingaben der Bischöfe keine
Rücksicht nehmen werde. Zugleich stellte siıch der Minister
‚S Namen des Königs der kriıegerischen Haltung der
Bischöfe gegenüber autf den eINZIK rıchtıgen Stand-
punkt Er erklärte, der König habe mit Befremden AUS den über-
gebenen Aktenstücken ersehen, dafs der Bischof, o b schon
Zeuge der unermüdeten Bemühungen M., das
Wohl der katholischen Kirche und ihre unSer
hemmte Wıirksamkeit fördern, habe ber sich
gewınnen können, einem solchen Schritt se1ıner Kollegen siıch
anzuschlielsen. der Könıig W1ISSE e1inNe Ankündigungder Nichtachtung der Staatsgesetze, W1]e S1e jJene Kingabe
unverhüllt den Jag lege, miıt der Schluf(s beigefüg-
ten Versicherung unerschütterlicher Standhaftigkeit In der
schuldigen Unterthanentreue nıcht ın Kıinklang bringen.
Jedenfalls aber fühle sich der König gedrungen, hierauf
umwunden erklären, dafs WL Von irgendwem der Ver-
such gemacht werden wollte , Grundsätzen thatsäch-
lich Folge geben, welche mıt den VO Bischof
beschworenen Staatsgesetzen und der Landes-
verfassung 1m schneidendsten Widerspruch A AE
hen, der Könıg VO der ıiıhm YO ott VeTl-
liehenen Gewalt den Gebrauch machen werde,
welchen die Erfüllung der Kegentenpflichten
erheische.

Diese KErklärung des Königs wurde VO. Bischof Sar
nıch chtet. Er schlofs sich vielmehr der Junı
1853 eingereichten Denkschrift der oberrheinischen Bischöfe
A, welche ‚S Kampfe wıeder einen Schritt weıter SINg
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Sıe erklärten die Ungültigkeit aller estaatlichen Normen und
Gesetze gegenüber der Kirche und stellten eın thatsächliches
Vorgehen auf Grund dieser Auffassung In Aussicht. Sie
verlangten einfach die Gültigkeit des kanonischen Rechts.
Dabe!i beriefen 1E sich auf den westfälischen Frieden und
den Reichsdeputationshauptschluls Von 1503 Abgesehen
davon, dals diese Staatsverträge siıch mıt den hıer ın Frage
kommenden Konflikten Sar nıcht beschäftigen, hat J2 gerade
die Kurıe dieselben nıemals anerkannt. Dennoch beruft
H1A11 sich darauf.

Ferner beriefen sich die Bischöfe auf dıejenigen Artikel
(5 un der Bulle Ad Domuiniec1 Gregis custodiam, welche
ausdrücklich Von den vereinigten KRegierungen 1826 un:
1827 nıcht anerkannt wurden.

Diese Denkschrift beantworteten die Keglerungen cht
Bekannt ist das nunmehrige Vorgehen des badischen Krz-
bischofs. uch der Bischof Von Kottenburg, VON Lıpp, eıne
mildere Persönlichkeıit, trat in den thatsächlichen Kampf
ein: in einem Krlafls O01n Julh 1853 verbot jede Be-
teıl1gung der Staa_tsbehörde den Pfarrkonkurs-Prüfungen.
Den Mitgliedern des katholischen Kirchenrats drohte für
den Fall der Mitwirkung be1 eıner staatlichen Prüfung mıft;
kirchlichen Zensuren, desgleichen den Kandidaten der 'heo-
logie für den Fall der Ablegung der Staatsprüfung. Die
Regierung erhielt VON dieser Verfügung nıcht einmal aMt-
liche Kenntnis. Ihre Antwort bestand ın der sofortigen
Finleitung eıner staatlichen Dienstprüfung und iın der
Kröffnung &. die Kandıdaten, dafls diejenigen , welche eine
Prüfung unter staatlicher Beteiligung nıcht bestanden haben,
weder für Kirchenstellen 1mMm königlichen Patronat On
schlagen, och auf solchen des Privatpatronats bestätigt werden
würden Zugleich aber nahm 1E gegenüber der Anmafsung
des Bischofs Stellung mıt der KErklärung: „Die könıigliche
Keglerung darf nıcht geschehen lassen, dalfs die Kandidaten
für Kıirchenämter, WeNnNn S1E sich den Anordnungen unter-
werfen, welche der Staat S1e machen aich für berech-

Golther, 148
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tıot erachtet, VvVon der kirchlichen (zewalt gestrait, und dafs
königliche Diener für den Fall der Krfüllung beschworener
Dienstpflichten , welchen S1e sich, ohne ihr Dienstverhältnis
aufzugeben, nıcht entziehen können, miıt kirchlichen Zien-

belegt werden ; S1e dart, S1e nıcht sıch selbst
e1 will, nıcht dulden dafs königliche Diener

Überegriffen der geistlichen Gewalt WwW1e Cdie angedrohten
ausgesetzt se1Jen un dafls der bischöfliche Stuhl siıch
D entscheıdenden Richter ber staatlıche (x7e-
rechtsame aufwerfe“

Wır haben VOoOnNn der Verfassungsurkunde vom September
1819 bisher keıine Notiz e (Golther, C0 Einmal
WwW4are der n Streit ebenso verlaufen auch hne dieselbe. Das
Verhältnis Von Staat UnN! Kırche bewegt sıch Ja VO  w Anfang
nıcht aut dem Boden der Kınzelstaaten . sondern der vereinıgten
Staaten. Dann ‚.ber sınd dıe ZECN Bestimmungen der V erfassung
derart, dafs sıch jede Parteı darauf berufen konnte und berufen
hat, obwohl alle zusamm engeuommeh und die Rechtsanschauung der
Zeit In Betracht ZC6ZOSCN, leicht ZAU erkennen ıst, dafs dieselbe nıcht,
iIm Sinn der Kurie verstanden werden kann Auf der e]ınen Seıite
stehen 97  1€ Anordnungen inbetreff der inneren kırchlichen
Angelegenheiten bleiben der verfassungsmälsıgen Autonomie einer
jeden Kirche überlassen.“ (Was sınd innere Angelegenheiten und
Autonomie nach kanonischem Recht? Ks siınd dies alle Angelegen-
heiten, welche die Kırchengewalt 1n ihren Bereich A ziehen fr gur
findet, und Autonomie ıst; unbeschränkte Herrschafft der Kirche über
Jedes VO  e ihr beanspruchte Gebiet) 99  1€ Leitung der ıinneren
Angelegenheiten der katholischen Kirche steht. em Landesbischof
nebst. em Domkapitel ZUL; Derselbe wırd In Qieser Hınsıcht mıiıt dem
Kapitel alle dıejen1gen Rechte ausüben, weilche nach den (Grund-

wesentlı verbunden sınd.  66
saätzen des katholischen Kirchenrechts mıt seinery Würde

uf der andern Seite steht „Dem Könıg gebührt das
oberhoheitliche Schutz und fs ht 3 üub die Kirchen.
Vermöge desselben können die Verordnungen der Kirchengewalt ohne
vorgängige KEıinsicht und (renehmigung des Staatsoberhauptes weder
verkündet, och vollzogen werden.“* 99  1€ ın der Staatsgewalt
begriffenen KHechte über die katholische Kirche werden (0)01 dem
Könige durch ıne AUS katholischen Mitgliedern bestehende Behörde
ausgeübt, welche uch be1 Besetzung geistlicher Ämter‚ dıe von dem
Könige abhängen, jedesmal un iıhre Vorschläge VvVernoImMnNeN wird.“
Zur weıteren Auslegung des Sinnes der Verfassung dient auch AT,
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So standen der Kpiskopat un der Staat einander kriegs-

bereit gegenüber. Der Staaft WEr gewils ın seınem vollen
Rechte, 30801 die Anmalsungen der Bischöfe oder, da
J% 1Ur mıiıt dem VOonNn Kottenburg unterhandeln wollte, des
Bischofs zurückwies. Statt dafls INa NunNn eiwa den AÄus-
bruch des Kamptes hätte erwarten sollen , steht auf einmal

1557 die onvention1er Jahre nachher
fertig da, In welcher der Staat auf der SANZCN Linie ZU.

hückzug blasen lälst nd die Kıirchengewalt die Position
hat, welche S1e VOrLr allem einnehmen wollte,

Von ihr AaUuUSs ihre ‚„„KRechte“, die Geltung des a
2ı durchsetzen können. Diese Schwen-

kung erscheıint überraschend : CS können weder sfaats- och
kirchenrechtliche (GGründe en Ausschlag gegeben haben,
sondern mehr persönliche , psychologische, intımere, welche
der äulseren W ahrnehmung nicht zugänglich sind. Rü-
melin deutet dies A GT 255 sag% „ König Wiılhelm.
hatte der katholischen Kirchenfrage eifrigen und persön-lıchen Anteil NOMMEN ; der Konflik+ mıt dem persönlichhöchst achtungswerten wohlgesinnten nd friedlieb_e:ndenBischof, die Sistierung der Besetzung der geistlichen Ämter
und der theologischen Prüfungen ıhm ın hohem Grade
unangenehm. Er sprach siıch miıch un! andere
wıederholt ın der Weise AUS: Se1N Hauptgesichtspunkt ın
der Sache sel der Wunsch, dafs se1INEe neuwürttembergischenund katholischen Unterthanen die gleiche Anhänglichkeitdas and unNn! an sSeINEe Dynastie gewınnen , W1e die Alt-
württemberger und Protestanten; S1e sollen ihre Blicke nd
Sympathieen nıcht ach Österreich kehren, dem S1IE früher
angehörten, oder verbunden Dazu se1 VOr
allem nötLe, als S1e 1n iıhren kirchlichen Verhältnissen keinen
Grund ZULC Beschwerde üinden, sich nicht als durch prote-stantische Anschauungen maJjorisiert fühlen. Man solle S1e
1n diesen Dingen möglıchst zufrieden stellen. Mit den
durch welchen 1e katholischen (Aeistlichen ın dısziplinarer Beziehungden übrigen Staatsdienern gleichgestellt sınd , deren Entlassung ‚oder
Versetzung durch den König verfügt werden kann.,
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AufSpezialfragen wa nıcht näher vertraut
das allgemeıne landesherrliche Patronat verzichten , talle
ıhlm nıcht schwer ob hundert Pfarreien mehr oder 'W‘_

besetzen habe, Jasse ıh Wer GT qe1.*°
AÄus dieser Enthüllung dürfte 1e1 erklären SC1IN

Wenn Bischoft Lipp C111 ;;wohlgesinnter und friedliebender
Mann “*“ Wäal', Wenm hätten da nıcht umsomehr die Augen
darüber aufgehen sollen, dafls Cc> sich hier die geflissent-
liche Herbeiführung Streites ZULC Unterjochung des
Sstaates unter dıe römischen Ansprüche handle, WL gerade
cdjeser Bischof aut brüske Weise Punkte be-
SINNT den der Sstaat Jjederzeıt SC1INEIN vollen Rechte test-
halten muls, auch der Kıirche nıcht der geringste Scha-
den zugefügt werden annn 1Ur iıhre Allgewalt beschränkt
wırd bei der Prüfung der künftigen Geistlichen ach der
Verordnung VON 1853 ordnete der Bischof die Prüfung ZULF

Aufnahme 105 Priesterseminar A die Aufnahme geschah
durch die bischöfliche Behörde Dieser Prüfung wohnt 11LUL

8112 landesherrlicher Kommıissär bel, „ welcher sıch die ber-
ZCUSUNS verschaffen hat dafs die Kandıdaten den (+e-
seizen Uun:‘ Vorschriften des Staats Genüge geleistet haben,
und ach Betragen und Kenntnissen der Aufnahme würdıg
sind ““ Kıs aren beım König Wiılhelm gemütliche Bedürt-

als die katho-NSSEe und falsche politische Krwägungen.
lischen W ürttemberger ıhre Blicke und Sympathieen och 1857
ach Osterreich kehren, ann ıhm 1Ur vorgeredet worden SC11.

Die katholische Beyölkerung stand dem SANZCH Streit tern
und Wr eher VON , JEHNED dankbaren Gefühlen für die herr-
lichen Institutionen durchdrungen“, S1Ee stand der Ssache
och beı Aufhebung des Konkordats und der Gesetzgebung
Von 1862 fern, dafls selbst C111 katholischer Beamter aufs
höchste erstaunt War, als ihn der Verfasser versicherte, dals

schon mehr als Zzwölf Jahre lang unter den nahezu gle1-
chen (JQesetzen schmachte, WIC S1e Preuflsen als Ver-
folgung nachbetete

Osterreichische Sympathıieen geschwunden durch
den Unterschied des wirtschaftlichen und politischen Ziu-
standes beıder Länder, der zugunsten W ürttembergs sprach
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Die kiırchenpolitische Gesetzgebung 1n jenen Teilen Wwar

josefinisch, nıicht kanonisch, WI1e namentlich inbetreff
des Eherechts sehen werden. Allerdings ist nıicht abzusehen,
Was eine künstliche, böswillige Agitation Aaus der katholischen
Bevölkerung hätte machen können. 4Aren c5S nıcht viel-
leicht die Sympathieen des Königs Wilhelm selbst, welche
siıch damals In seiner Politik sehr ach Osterreich richte-
ten? Hatte aut der andern Seıite A nde über Rom
och die falsche Ansicht, dıe 1839 Von dort mitbrachte,
übrigens mıiıt vielen selner philosophisch vebıldeten Zieit-

teilte, dafls „ Kom e1in Petrefakt ser; auf dessen
W urmstichigkeit INa  w bauen soll “ 25 en Spezial-

Darın scheint deriragen Wr er nıcht näher vertraut.‘““
Kern der Sache lıegen. ID fehlte dem Könıg eın Rat-
geber, welcher ihn auf dies Kurlalsystem aufmerksam g-.
macht und die Notwendigkeit des princıpus obsta iıhm nah
gelegt hätte

Das eINZIS Kıchtige wAare auch jetzt gewus SCWESECN,
Was schon 1841 die staatsrechtliche Kommission der wurtitem-
bergischen zweıten Kammer bezeichnete, und WwWAas Dom--
kapıtular Jaumann eiınem Antrag tormulierte, erklären,
„ dals die Staatsregierung, WeNn begründete Anträge VON-
seıten des Bischofs S1e gebracht werden würden, den-
selben die gehörige Berücksichtigung werde zuteil werden
lassen e

Nur 1n diesem historischen Zusammenhang ist auch die
Frage beantworten, ob überhaupt eine Konvention (oderKonkordat) miıt Rom abzuschlielsen der richtige Weg WAar.
Auf diesen historischen Grund gestellt, wird die Frage miıt
„ Nein “ beantworten SEe1IN. Der Bischof, als eın Gliedı1n der Kette, von Posıition Position den Staat
vorgerückt, beginnt den ersten teindseligen Akt mıt seinhem
Krla ber dıe Pfarrkonkurs - Prüfungen. Rom rückt
Schlachtordnung den Staat heran. Der erste Schufls
ist abgefeuert. Da erklärt der Angreifer, offenbar in dem
Bewulstsein, den Gegner eingeschüchtert haben, sSich  zu
Unterhandlungen bereit. Die kKeglerung geht bereitwilligdarauf eın und überliefert sich dem Angreifer vollständig,
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als ware nıcht blofs eıne erstie Schlacht, sondern der
Feldzug verloren. Die römische Kurie ist selbst mıt diesem
Dieg nıcht zuirieden. 1E verwirtt die Übereinkunft mıt
dem Bischof, weil dieselbe ihr och wenıg bietet 111

den einzelnen Punkten, annn aber auch, weıl es nıcht
der Papst ıst, der dieselbe abgeschlossen hat, sondern der
Bischof Man annn lJler nıcht 1n materijelle un tiormelle
Gründe trennen, enn der etztere Grund, sehr Iß auch
alg blofs formell und daher unverfänglıch hingestellt wird,
1st ebenso materiell. Man muls sıch überhaupt kRom 11-
ber den philosophischen Irrtum abgewöhnen, a]: ob CS für
das Kurlalsystem eınen Unterschied zwıschen {ormalen nd
materialen Fragen gäbe. Daraufhin zıieht sich dıe kKegı1e-
runs AUS Hurcht VOrL dem Kampf wıeder weıter zurück un
überlälst dem Gegner die gewünschte Position. In dıesem
geschichtlichen Zusammenhang Wr das Konkordat die grölste
Demütigung, die Impotenzerklärung des Staates.

Die TaXO,, ob eıne Übereinkunft mıt Rom überhaupt
geschlossen werden könne, oder ob CS rätlich sel, eine solche

schlielsen, ist VO  _ untergeordneter Bedeutung. Allerdings
wollte schon Könıg Friedrich 1807 e1In Konkordat mıt Rom
abschlielsen ; und, wı]ıe oben bemerkt, suchten die verbün-
deten Kegierungen mıt dem päpstlichen Stuhl Ver
handlufigen ber ihre Deklaration anzuknüpfen; auch W Ar

bei denjenıgen über die württembergische Verfassung VO

gleichen Jahr zwıschen KÖönıg un ständekammer ernstlich
VonNn eiıner ö Übereinkunft C die Kede, welche „ die katho-
lische Kirchenfreiheit miıt der Staatstreiheit näher bestimmen “*
werde, ber „‚ cL1e (Grenzen zwıschen der geistlichen (}ewalt
und den staatshoheitsrechten “ allein schon 1807 schel-
terte der Plan An dem Umstand, dafs der Könıig die Kın-
schmuggelung des kanonischen zechts nıcht dulden wollte;
die verbündeten kegıerungen fanden iM Rom kein Kimtgegen-
kommen , weil ihre Deklaration nıcht den dortigen An-
schauungen entsprach ; endlich bei den Verfassungsverhand-
lungen wurde die W eglassung des Entwurfs von der ber-

Golther, 158
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einkunft miıt Rom damit motıvıert, dafs ES nıcht passend sef,bei den Schwierigkeiten olcher Unterhandlungen die Re-
x1erunNg durch eEINEe bestimmte Verfassungsvorschrift ın eine
ungünstige Lage verseitzen.

Dennoch aber schlofs die Kegierung einNne Konvention
mıt Rom einer Zeıt, die AÄnsprüche der Kurie sıch
gegenüber jJenen früheren Zeıiten wesentlich gesteigert hatten.
Ka kommt nıcht owohl darauf A, ob eiın Konkordat ab-
geschlossen wird, sondern welche Bestimmungen dasselbe
nthält (vgl auch das französische Konkordat). Rom selbst
wıird die Frage ach der Möglichkeit eiınes Konkordats mıt
eınem protestantischen Staat NUur annn bejahen,
günstige Bedingungen erhalten annn

afls S der hegierung NIC Sahz wohl bei der Sache
War , geht AUSs ihrem SaNZEN Verhalten hervor. Die Kon-
vention enthielt wesentliche Bestimmungen, welche ach der
Verfassung die Zustimmung der Stände erheischten. Ks
kam hıer 1n Betracht der zweıte Absatz von ber
das Placet, inbetreff der Disziplinargewalt. AÄAufser
diesen schon oben genannten sınd es och folgende Bestim-
IUNSEN, Das Patronatrecht Wr ein weltliches und gehörtsomıt unter den Begriff des Staatseigentums, das ohne S>
stiımmung der Stände ach nıcht Auswärtige und
ach 107 nıcht Inländische veräufßsert werden darf.
Die Konvention seizte e1in bischöfliches Gericht mıt Appel-lation ach Freiburg Rom eın ohne staatliches ber-
aufsıchts- und Beschwerderecht. Dies involviert eıne An-
derung VOonNn 36 —38 (8 und urch die Überlassungdes Tischtitels den Bischof wurde alteriert. Durch
Gesetz VO Juli 1842 wurden em Konviktsvorstand
Stänutsdienerrechte verliehen. Durch die Konvention hingse1ne Krnennung VO Bischof ab Trotzdem trat dıe Re-
glerung nıcht mıt der Konvention offen Vor die Stände-
kammer, sondern suchte dieselbe nach un!' ach 1m Ver-
ordnungswege ZUT Geltung bringen. uch die öffentliche
Meinung und selbst die Volkevertretung verhielt sıch &,
fangs gleichgültig. rst die Vorgänge In Baden öffneten
In Württemberg die Augen, und dıe Regieru

14
sah sich

e1tschr. K.ı-G4. E,
P  F
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veranlalst AL Y Febhruaır 158561 Gesetzentwurtf Zı

ihrer Durchführung eiNZUbrinN&eN, fast Jahre ach dem
Abschlufs der Konvention. Rümelin Sagı selbst S200
„ dafs dıe KRegierung Anderungen bestehender Gesetze nıcht
1112 Wege Ubereinkommens mıt der Kirche IMN Leben
ruten kann, bedart keines N ortes. Der Gesetzgebungsweg
1st a1sO unerläfsliich dieser Sache;; sobald und SOWEIlT die

die 111 den Bereıiıch derKonvention Bestimmungen enthält
Gesetzgebung fallen

als dies der ll WäaLl , 1sS1. eben gezeıgt W arum a 180
Jange warten und neben anderen namentlich e1inNne Be-

SstimmuUunNS der Konvention durchzuführen versuchen, welche
SaANZ entschieden 1U1 auf dem Gesetzgebungswege Geltung
erhalten konnte, die schon oben genannte Krnennung des
Vorstehers des Wiıilhelmsstiftes? Rümelin betont sehr
den Unterschied VO  } Konvention und Konkordat 27 Nur
C111 Konkordat würde Sstaats- und Kirchengesetz
Fassung SCWESCH se1nN ] Diese Unterscheidung berührt keines-
WESS blofs den Namen un die Aulfserlichkeiten ; sondern
1st auf die Behandlung un staatsrechtliche Bedeutung
der Konvention VOL eingreifender Bedeutung“ (S 217)
Kardinal Konsalvı erklärte 1519 die Meinune als werde
der römische Hof mi1t protestantischen Fürsten en Kon-
kordat schlielsen, Se1 falsch Gegenteil SC1 die Konkordats-
iorm dıe beste und leichteste Art sich ber jeden Satz und
Ausdruck verständigen , und WEeNnN annn beide ejle
unterschrieben hätten, könne Sar keın Zweiftel und An-
stand mehr erhoben werden. Rümelin sagt 24.0) ‚„ Nenne

6> 1Un Konkordat oder Konvention, Ubereinkunft oder
Verabredung, unktation oder Programm,
seıtıge Verpflichtungen übernommen, Zusıiıche-
rFungsgeEenN gegeben und ANSCHOMMEN worden, dıe
keın eıl ach s»Cc1HeI Belieben wıeder e1iNsSeELL1Y
abändern q 01 1.“ Es 1st unklar, W1e damit die gleich
S 241) folgende Behauptung stiımmen annn ; Wenn INa
HU: aber einmal die Frage aufwerfen wiull, ob der Staaft
sich un hiermit für alle Zieiten gebunden und auch für
veränderte Verhältnisse un Voraussetzungen sich gleichwohl
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eine beengende FKFessel seiner weıteren iInneren Entwickelungangelegt habe, muls dieselbe verneıint werden.“

Die Gründe, welche Rümelin S 242—244) für dieseetztere Behauptung beibringt, sınd solche, welche die
ewige Gültigkeit Jeglichen Vertrags, Ja aller menschlichen
Dinge anzuführen sSınd Jedenfalls steht ber der SaNZENKonvention:: ; Pius Kpiscopus, Servus Servorum Dei
Perpetuam emorlam.“ Das wırd der Papst auch nıchtblofs als eıne leere Phrase gemeınt haben Die Frage liegtauch Sar nıcht S sondern CS handelt sıch darum, ob inder Konvention selbst eine Voraussetzung liegt, da[ls derStaat nıcht gebunden se1 Keineswegs. AÄufseiten der Kurieist dies der Fall denn , WI1e WIL bei der Kıinzelbetrachtungsehen werden, haft die Kurie sich bei verschiedenen Punkten
vorgesehen: temporum ratione habıta permittit, 10N cusat eicDer Staat aber ist ach der KanNnzen Fassung der Konvention

die Bestimmungen gebunden, W1e überhaupt eın Ver-
rag unter Menschen NUur binden annn Der Streit „ Kon-kordat“ oder „Konvention “ ıst Nur e1InN ortstreıt und derKurie auch völlig gleichgültig. S1e nahm jedenfalls dieKonvention oder das Konkordat dem staatlıchen Kontrahenten
gegenüber in dem vollständig bindenden Innn eines Staats-
vertrags. Es ıst bezeichnend für den Standpunkt des da-
maligen Kultdepartementschefs, ber die bündigenKrklärungen der Kurie ın diesem Innn mıt der Anscha
hinweggeht S 248) „ Die hatte 1Ur eben jene Ziusammen-
stellung des Vereinbarten, eingekleidet 1n dıe übliche
Kırchensprache (!) In Form einer Bulle für die Diöcese
Rottenburg verkündigen.“ Diese ulle erschien An

Dezember 1557 1m „ Regierungsblatt für das KönigreichW ürttemberg‘“ (nicht für die katholische Diöcese Rotten-
burg) und 4War als „ Königliche Verordnung “ mit folgen-der In der Hauptsache wiedergegebenen Finleitung: „ ISist unter dem Aprıl eine Vereinbarung zustande
gekommen, welcher Wir ach Vernehmung un (GAeheimen
Kates, unter Vorbehalt der ständischen Zustimmung den
eine Anderung der Landesgesetzgebung 1n sich schliefsen-
den Punkten Unsere höchste Genehmigung erteilt haben. —DAS WÜRTTEMBERGISCHE KONKORDAT.  211  eine beengende Fessel seiner weiteren inneren Entwickelung  angelegt habe, so mufs dieselbe verneint werden.“  Die Gründe, welche Rümelin (S. 242—244) für diese  letztere Behauptung beibringt, sind solche, welche gegen die  ewige Gültigkeit jeglichen Vertrags, ja aller menschlichen  Dinge anzuführen sind. Jedenfalls steht über der ganzen  Konvention: „Pius Episcopus, Servus Servorum Dei. Ad  Perpetuam Memoriam.“ Das wird der Papst auch nicht  blofs als eine leere Phrase gemeint haben. Die Frage liegt  auch gar nicht so, sondern es handelt sich darum ; ob m  der Konvention selbst eine Voraussetzung liegt, dals der  Staat nicht gebunden sei. Keineswegs. Aufseiten der Kurie  ist dies der Fall, denn, wie wir bei der Einzelbe  trachtung  sehen werden,  hat die Kurie sich bei verschiedenen Punkten  vorgesehen : temporum ratione habita permittit, non recusat etc.  Der Staat aber ist nach der ganzen Fassung der Konvention  an die Bestimmungen so gebunden, wie überhaupt ein Ver-  trag unter Menschen nur binden kann. Der Streit „Kon-  kordat“ oder „Konvention“ ist nur ein W ortstreit und der  Kurie auch völlig gleichgültig. Sie nahm jedenfalls die  Konvention oder das Konkordat dem staatlichen Kontrahenten  gegenüber in dem vollständig bindenden Sinn eines Staats-  vertrags. KEs ist bezeichnend für den Standpunkt des da-  maligen Kultdepartementschefs, wenn er über die bündigen  Erklärungen der Kurie in diesem Sinn mit der Anscha  uung  hinweggeht (S. 248):  „Sie hatte nur eben jene Zusammen-  stellung des Vereinbarten, eingekleidet in die übliche  Kirchensprache (!) in Form einer Bulle für die Diöcese  Rottenburg zu verkündigen.“  Diese Bulle erschien am  31. Dezember 1857 im „Regierungsblatt für das Königreich  Württemberg“ (nicht für die Kkatholische Diöcese Rotten-  burg) und zwar als „Königliche Verordnung“ mit folgen-  der in der Hauptsache wiedergegebenen Einleitung: „ Es  ist unter dem 8. April v. J. eine Vereinbarung zustande  gekommen, welcher Wir nach Vernehmung unseres Geheimen  Rates, unter Vorbehalt der ständischen Zustimmung zu den  eine Anderung der Landesgesetzgebung in sich schliefsen-  den Punkten Unsere höcbste Genehmigung erteilt haben. —
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Da die iın jenen Artikeln der katholischen Kirche eINgE-
räumten Zechte un! Freiheiten teils in den in besonderen
Beilagen 711 dem Hauptvertrag vereinbarten näheren est-
sefzungen bDer deren Ausübung, teils Iın der Landesgesetz-
gebung, soweıt S1e Von der Vereinbarung unberührt bleibt,
diejenıge Umgrenzung finden unter welcher die 1n der
Verfassungsurkunde der katholischen Kirche zugestandene
utonomıe In ihren inneren Angelegenheiten mıt Unserem
ebenfalls verfassungsmälsıgen und unveräufserlichen öberst-
hoheitliichem Schutz- und Aufsichtsrecht ım Kinklang steht,

ist dıe genannte päpstliche Bulle VO uh s

und brimgen 1r nunmehr dieselbe
Hinsichtlich der olandurch ZULL allgememmen Kenntnis.

ziehung. Gegeben, Stuttgart, den Dezember
1857 ılhelm. Der Miniıister der auswärtıgen Anı

NC DE Der Departementschef des Kirchen-
un Schulwesens: Rümelin.“ Jetzt folet die Bulle Cum In
sublimı].

Wenn Rümelin Sagt (S 238) „ Es versteht sich VOR

selbst, dafs dıe Konvention kein Staatsvertrag 1m inter-
nationalen ınn ıst, da S1Ie 1Ur innere un: keine auswärtigen
Verhältnisse berührt, dafs S1E W mit einem . ti
VO der hegıierung völlig unabhängigen Kontra-
henten abgeschlossen ist, dieser aber dabei in keiner
ern Figenschaft als in der des Vertreters einer inländischen
Korporatıon nach ihrer autonomen Sphäre ın Betracht
kommt“ lautet dies, W1e och manches andere;, SANL
schön, 30801 1UL auch in der Konvention elbst 1in Sterbens-
wörtchen davon stünde. (+anz entschıeden hätte sich die
Kurie steis alleın ALı den VON der Keglerung autorıisiıerten
authentischen Text ihrer Bulle gehalten un nıcht aka-
demische Glossen, kommen 1E auch VON hoher Seite Mıt
der W endung', ber welche Rümelin leicht gylaubt hın-
weggehen können, „eingekleidet 1n die übliche Kirchen-
sprache“ W ALr der Kurie voller KErnst Die Konrven-
tıon soll „kein Staatsvertrag 1mMm internatiıonalen S  ınn “ zCr

sein , und doch wurde 1E VO  B Minıister der aus-

wärtigen Angelegenheiten unterzeichnet W1e jeder andere
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Staatsvertrag., 1m giei‘chen „ Kegierungsblatt “ 11Ur

Sseıiten vorher eine Parallele RA sehen ıst dem Ver-
ırag mıt der Republik del Uruguay. Ebenso begainnt e
Konvention mıt dem teierlichsten Anfang der Staatsverträge:
In nomiıine Sanctissımae ei Indivyiduae Arıimitatıs. Gewils
hätte die Kurie C555 nıemals als blofse Kınkleidung IN die
übliche Kırchensprache“ gelten Jassen, WEenNnn die VO Sstaat
„angenommene ““ Bulle 1M Kıngang sag%t „ Ltaque SUILINO

yaud10 aftecti IULMUS, ubı Seren1issimus Potent1issımus,
Princeps Guihelmus Virtembergae Rex Ilustris Nobis
eifilagıtaviıt, ü ecclesjiastiea + s u Kegno negot1a
COMPONEFE vellemus“ (der Papst ist der Ordner, und
ZWAar nıcht der kırchlichen Angelegenheiten In dem ZU r
mischen Kirche gehörigen Leil, soöndern 1m SaNZCH König-
reich. „Die übliche Kirchensprache!“),, wenn annn

Schlusse heifst: 9 ETrSO omnına hominum lıceat,
anc pagınam adprobationıs, raftı-
fication1s., acceptatıon1ıs, prom1ss10n1S8, SpOoNs10NIS,
moniıtıonis hortationis £1, derogation1s F
mandatı, voluntatis inirıngere vel el ausu temerarıo
econtraılıre. S] QUIS autem hoc attentare praesumpseriı1t,
indıgnationem Omnipotentis De1, Beatorum Petri et Paulıi
Apostolorum Jus noverıt Incursurüum.““

ber die Verbindlichkeit der Konrvention wurde auch
In der endlich herbeigeführten Kammerverhandlung 1861
1el gestritten. Die AUS fünf protestantischen und J1er ka-
tholischen Mitgliedern bestehende staatsrechtliche ommission
der Kammer der Abgeordneten teilte sich In eıne Mehrheit
für ınd eine Minderheit die Konvention oder das
Konkordat: Die Mehrheit bediente sich eınes schlauen Ver-
fahrens. als die Konvention anzunehmen sel, stand ihr
fest, W1e S1Ee Ja erklärt, dafs „ der Inhalt der Konvention
mıt den Prinzıpien übereinstimme, welche der Regelung des
Verhältnisses zwıschen Staat un Kirche ZULC Grundlage
dienen MuUusSsenN C6 Dagegen bestritt s1e, dafls dıe Konvention
eın bindender Vertrag se1 Ja S1Ee stellte en Antrag, dafs
„ die Kkammer in die Beratung des vorgelegten Gesetz-
entwuris 1Ur unter der Bedingung einzutreten VvVErMOSE,
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wWenNnn dieses (}esetz nıcht in Ausführung eines Vertrags,
sondern WwW1e andere (Gesetze unter dem Vorbehalte der An-
erung durch die künftige Gesetzgebung erlassen werde“.
Sso schien C als ob die Oomm1ssıonN Rom gegenüber eine
reservıjerte Haltung einnehme. ber materiell wollte S1e
NUur vıer Punkte der Zustimmung der Kammer anheimgeben,
die bischöfliche Gerichtsbarkeit in Ehesachen, die Unter-
suchung iın Disziplinarfällen Kleriker, das landesherr-
liche Placet und cie Krnennung des Vorstandes des Wiıl-
helmsstifts Alles Übrige blieb jedenfalls, WwW1e es WaL. Es
macht die Verhandlung den Kındruck, alg hätte
erst der Berichterstatter der Kommissıon diese und dann
dıe Mehrheit derselben wıieder die Kammer durch das fOor-
male anöver der Aberkennung der Vertragsqualität und
eınNer scheinbaren Opposition die KRegjerung dazu
bringen wollen, den Inhalt der Konvention genehmigen.
Der Kuriıe konnte diese akademische Begritisstreiterel gleich-
gültig se1n, WeLn erst die Konvention ANSCHOMME. WAarLr.

Sıje hatte annn ıhre Bulle mıiıt dem festen Vertrag. Die Re-
jerung schien von Anfang auf dem enigegengesetzien
Standpunkt stehen , indem S1e den Vertragsbegriff der
Konvention festhielt Die Kommissionsmehrheit hatte ihr
WA. schon ıIn ihrem Nachtragsbericht verstehen gegeben,
dafs G1E nıcht hbös meme, dafls die Regierung, „ WCNN
11A4a auf das eigentlich praktische Resultat sehe, der Auf-
fassung der Kommissionsmehrheit nıcht eben ferne stehe “
und damıit auch ausgesprochen, U WaS 6S dieser Mehrheit

thun Wr

Die kegierung scheıint den Wink verstanden und e1N-
gesehen Z haben, dafs der Feldzugsplan der Kommission
eher ZUH Siege führen könne, q1S das Festhalten dem
Vertragsbegrif. Um den Inhalt retten, opiferte S1e mehr
oder wenıiger die WHorm. Während vorher dıe Kegjierung in
den otiven den oben 210 angegebenen Standpunkt V!

trat, dafs gegenseltige Verpflichtungen übernommen se1en,

1) Vgl Golther, 196
Golther, 202
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welche „kein Teil ach seinem Belieben wieder einseltig
abändern so11“, Wr S1e jetzt sehr geneıg%, en Vertrags-
charakter der Konvention abzuschwächen un preiszugeben.
Der Chef des Kultdepartements erklärte unfer anderem, die
Frage, ob die Verordnungen und Gesetzesvorlagen inbetreff
der Konvention einen andern Charakter haben, als andere
Verordnungen und Gesetze, Se1 vernemen, un hıermiıt
falle allerdings das charakteristische Merkmal
der Vertragsform WE Die Bürgschaft für die Dauer
der Sache könne reın 1LUF in der atur der Verhältnisse
gefunden werden, unter denen die Konvention abgeschlossen
werde, nıcht ı1n eıner rechtsverbindlichen Form.
uch der Minister des Innern sprach sich in ähnlicher W eise
AUS Sechr alv ist der Schlufls seıner Kede, e1'-
hüllt darleot, un WAS sich ach Absicht der Regierung
und, W1e WITr gesehen, der ommi1ssionsmehrheit handelte,
wenn sagt: 27 Wenn ich Ihnen NUu.:  a} meıne Meinung
soll, gyebe iıch ihnen vollkommen irel, welches Urteil Sie
ber die rechtsverbindliche Kraft der Konvention 1n sıch
Lragen und 1er aussprechen wollen, aber, WEeENNnNn
Sie praktisch Werke gehen wollen, WenNnn Sie

Werke gehen wollen , WwW1e eESs der Natur der Ver-
hältnisse alleın entspricht, mMussen S1e Zzuerst
suchen , ach dem Inhalt der onvention den
Rechtszustand der katholischen Kirche 1n W ürt-
temberg ordnen.“

Das War’s, aut Was es besonders auch der Kurie ankam.
War einmal die Gutheißfsung der Konvention da, diese -
scheinend 1Ur tormelle Sanktion der Kammer vorhanden,
konnte I1a  w den Streit über den Vertragscharakter Sanz
ohl den Theoretikern überlassen, während die beati pOoSS1-
dentes dıe Konvention autf Grund der legislatorischen Be-
stätıgung durchführten.

Die Minderheit der Kommission Sing aber nıcht „prak-
tisch Werke“ nach dem Sinne der Regierung. wils tellte
den Antrag: „Die Kammer wolle beschliefsen , dafls S1e die
mıt dem päpstlichen Stuhl ZUTC hegelung der Angelegen-
heiten der katholischen Kirche 1n Württemberg abgeschlossene
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Vereinbarung als unverbindlich betrachte, demgemäfs
den Vollzug Verwahrung einlege un! die königl. Staats-
regierung die Bıtte richte, ıIn dieser Krwägung die Verörd-
NUNS VOIN 1 Dezember 1857, betreffend die Bekannt-
machung jener qauf dıe Verhältnisse der katholischen. Kırche
bezüglichen Vereinbarung, auliser Wirkung setizen
und diese Verhältnisse 1m Wege der Landesgesetz-
gebung ordnen.“

Diesem Antrag irat die Kammer bei und verwarft somit
die Konvention. Dies geschah mıiıt 63 27 Stimmen.
Unter ersteren 2 unter letzteren Katholiken. W ennn
Rümelin diese Thatsache , ohne besondere Behauptungen
darauf gründen, doch ins Licht stellt , dafs deutlich
Z sehen ıst, WI1Ie dem Leser bedenken geben wilk,
ob nıcht konfessionelle Parteilichkeit dabel den Ausschlag
gegeben hat, ist es nıcht einma|l nötig, auf Miese Frage
näher einzugehen 19888 Baden damıit Z vergleichen
fünf Vierteljahr vorher gyerade die katholischen Abgeordneten
gegen eine yanz ähnliche Konvention gestimm hatten. Nein,
es wWar geradezu Pfiicht der protestantischen Abgeordneten
egen ıhre Kirche und den Staat, 1n ihrer Kagenschaft ala
Protestanten einem Vertrag entgegenzutreten, WEeNnNn nıchts
weiter enthalten hätte qls den Fingang: Cum In sublimı
Principis Apostolorum Cathedrä unıyrersam
tholicam Ecclesiam Nobis a.h 1PSO OChristo Domino COM-
mıssam rCSETE et tuer1, vorausgesetzt, dafls S1E soviele histo-
rische und kanonistische Kenntnisse hatten, diesen Satz
ıIn seiner KaNnZeN vom römischen Stuhl stefs festgehaltenen
Tragweite ZUu verstehen, WI1e derselbe auch in dem Sinne,
w1e VOonNn der Kurie gemeınnt 1st, In der 1 Regjierungs-
blatte beiyesetzten guthentischen Übersetzung lautet: ‚; Ce
yanze Uns von dem Herin Christo selbst 1LV
rautifen Christenheit enken und schützen.“
der qol] es 1Ur eın Recht un eıne Pflicht katholischer
Abgeordneter se1N, ihre Kirche 1ın allen Forderungen
u1itefetützgn ; nıcht aber diejenige protestantischer Abgeorc%'-

Golther, 210—9218
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neter, ıhre Kirche VOT den Übergriffen der römischen Kirche
wenıgstens tueri? der <oll eSs ein Zeichen <taatsmännischer
Weisheit sein, den Ansprüchen Roms miıt hofmännischer
Coulance entgegenzukommen ? der ist es nde philo-
sophische Erhabenheit, In der Kurie einen antıqwerten Schwär-
iner sehen, dessen nalıve Ansprüche Man als überwunde-
1eNn Standpunkt mitleidig yewährt Im Bewulstsein , auft: der
öhe der Yeet stehen, WO die Staafsgewalt i1m Besıtz det
Macht jederzeıt das letzte Wort reden kann? Wır werden
sehen , dafs die Konvention — verschiedene Punkte ent-
hielt, welche die Protestanten als solche verpflichtete; dagegen
Zu stımmen, die aber eben Konsequenzen des genannten
die Spıtze gestellten Obersatzes aren Dazu kommt och
die Frage Betracht, ob nıcht dıie protestantischen A
geordneten eher imstande waren ; che Konvention gerade
VO staatsrechtlichen Standpunkt AaAus unbefangener
prüfen.

Von dem inzwisechen eingetretenen uen Chef des ult-
departements Staatsrat Dr. Golther, wurde 1Un der Ent-
wurf e1INES Gesetzes, betreffend die Regelung des Verhält-
NıSSE& der Staatsgewalt ZUr katholischen Kirche vorgelegt.
Derselbe wurde ANSCHOMM und A Januar 1562 als
(zesetz verkündigt

Dieses Gesetz aol] 1U ach Rümelin (S 209 NUur
ormell VO  S der Konvention verschieden SeIN Nur 22 nehmen
sıch dieselben Bestimmungen cehr ungleich AUS , wenn S1e
AUS dem als Weisung des Papstes den Bischof gygedachten
ext 1ın den stolzen Imperativ der staatlichen Gesetzessprache
übertragen werden.“ Wie schon ÖT AT gezeigt, ist dıe
Konvention keine 27 W eisung Zn den Bischof“, sondern ein
Staatsvertrag. ;;Quo C1Irca ejusdem Serenissimi Princıipis votis,
QUAC et Nostra ota erant diıuturna, ei ımpensissıma, QU am

den EntM beli Golther, 462—5340, das Gesetz S, 541
biıs O47
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libentissime obsecundantes, nula interposita » Cum 1pSO
Conventionem ineundam ecsSse ex1istimavımus. Atque uUu1C
2TaVISSIMO sSanhne negotio illico admoventes, Dileetum
Filium Nostrum Carolum Augustum Presbyterum
Cardinalem de Reisach pıefate, doctrmma, prudentia SDEGC-
tatum GUH: necessarıls facultatibus et instructionibus deputa-
Vimus, ut CU Dileceto Filio Nobili Viro Adolfo libero
Barone de Ow quı ejusdem Virtembergae Kegı1s apudCaesaream et Apostolicam Majestatem Minister Plenıpoten-ftarius ad Nos OC lıberis mandatiıs m1sSsSus fuerat, TEeIN

sedulo dıligenterque tractandam , et, econhe1iendam
ecuraret. Eit enımM pOost sedulam consultationem , Q Ua rel
gravıtas plane postulabat, Conventio 1psa pluribus artıculis
dıstineta, et Cardinalibus Con-
gregatıonıs negot1s eccles1i1astieis extraordinarıls praeposıtae
examınata. CUu. eodem Serenissimo khege füt inıta, atque
a.d Ooptatum exıtum perdueta. Cum autem eJusdem (on-
ventioniıs articuli Lum Nostro tum KReg10 Plenipotentiario
dıe OCtavo mensıs Aprilıs hu] L5 annnı subser1pti uerint.
Diese Bestimmung nthält dıe VON der Kegierung veröffent-
lichte Einführungsbulle. Man könnte be1 keinem Staats-
vertrag korrekter vorgehen.

Wenn Hun Rümelin einzelne wenıge Bestimmungen des
(Gesetzes anführen kann, welche mıiıt der Konvention, W1e
WIr sehen werden, übereinstimmen, hat die Gesetzgebung
nırgends sich darauf berufen, keinerlei Konzessionen SCSCN-
ber em früheren Verhältnis machen, un kann
ın 7 Punkten Konvention und Gesetz ZUSaMmMen-
treffen. Bei Rümelin aber muls der Schein erweckt werden,
als bestehe üuur ein Unterschied der Form, wWwWenNnn Sagı
S 210) „ Wo die Konvention sagt Der Bischof wird sich
vorher ins Einvernehmen mıt der könıgl. Kegilerung setzen,
heilfst es im (+esetz natürlich: die staatliche Genehmigung
ist ertorderlich.‘“ Dieser Ausdruck kommt In der Konvention
n einmal VOr, bei Art IV, >9 sich u  3 Finführung
von relig1ösen Orden handelt. Darauf werden WIr später
zurückkommen. Ssonst findet sich diese Bestimmung der
dem Bıschof VO: Papst ZUL> Ausführung erteilten Instruktion
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och 7zweımal be1 Art und V1 HKıs 1ST Art VO

bischöflichen Erlassen dıe ede W ıe aber, WenNnn dieses
Ins-Einvernehmen-setzen “* zeinem Resultat der Fınıgung

führt? DDann hat der Bischot das Deimige gethan nd ann
miıt dem Krlafs vorgehen W o aber die staatliche Geneh-
MISUuNS erforderlich 1st da darf der Bischof bei Meinungs-
verschiedenheit veröffentlichen W eıteren Unterschied
wird die Finzelausführung ZG6ISCN, un WILr VerwWweEIsSeN in betreft
der Deutung des „JIns Einvernehmen setzen *, WI1I®6 S16 d1e
Konvention selbst o1ebt, auf Art VI Das (Gesetz wurde
durch die Konvention weil dıe eg1e-
rungs weıt War, mulste endlich EeE1INe gesetzliche
Regelung eıntreften, aber das (Gesetz Wr erst durch
die Konrvention möglich W16 Rümelin behauptet dafls Ja
der Mangel (Öesetzes bei dem SaNZCH bisher gezeıgten

Auf e1InNn (+esetzhistorischen Gang der Hauptfehler Wr

W165 die staatsrechtliche Kommission der ammer schon
1541 hın (s oben 197) Ssetzen WITFr den oben genannten
Fall inbetreft der bischöflichen KErlasse als Beispiel für alle,
S! och dıe Frage übrıg Was dann, der Bischof
auch Jetz ach Krlafs des Gesetzes ohne staatliche Ge-
nehmigung veröffentlicht? oder allgemeiner gefalst WE

die (+esetze nıcht gehalten werden? Bestimmte Strafien sind
nıcht vorgesehen Dies 1st {ür Rümelin C1N bedeutendes
Argument dafür, dafs ‚„ das (zesetz Vvon 1862 eCcINCIMN Inhalt
ach HUr die andere Formen umMSESOSSCHC Konvention

LUr weiılist CC Der Bischof Se1 dem (zesetz gehorsam
, 1 dem ((xesetz den Inhalt der Konvention, Nur anderer
Form und Fassung wıeder erkenne““ 27 Sobald einmal eE1iN

all des Widerstandes und eEiIN Konflikt eintrıtt wäare das
Gesetz Von 1562 sofort unzureichend und machtlos“ 211
bis Lassen WI1r die beiden Gesichtspunkte beiseılte,
ach welchen W ürttemberg, besonders ank der KEr-
ziehung der Kleriker, VON jeher C1iH extremen Tendenzen
abholder Geist des Friedens herrschte, und dafs das (+esetz
Von 18692 dem Kırchenregıiment Konzessjionen erteilte SECSCH-

Halten WIT uns N dıeber den Bestimmungen VOFr 1857
Frage, ob ennn das Gesetz bei eitwaıger Renitenz wirklich
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NUuTr 1in der 1ft stände. Näher wırd die Frage beı der
Betrachtung der einzelnen ( zesetzesartıkel beantwortet WEer-

den Kıs Se1 hier hingewiesen auf dıe Konvıkte ZUT Krziehung
der Klerıker, J2 der Sstaat die letzte Gewalt hat, die
eingehenden Vorsichtsmalsregeln geistliche Orden, die
staatlichen Rechte in betreff der Verwaltung des Kirchen-
vermögens, die Bestreitung der kiırchlichen Bedürfnisse Aus

Staatsmitteln. Gegen eine oben aNSCENOMMENE Veröffent-
lichung bischöfßlicher Krlasse waäare schon das geltende
Stirafgesetzbuch vVon 1839 zuständig ZEWESCHN im Art. 447
448

Inbetreff der Ehegerichtsbarkeit ist indes ausdrücklich
bestimmt, dafs 11 all einer Kolhsion zwischen dem sfaat-
hlicehen un kirchliehen Eherechte dıe bürgerlichen (rxerichte
ın Thätigkeit Z treten haben, welche ach den staatlichen
Normen entscheiden (Gesetz Art Übrigens stände,,
bald Ungehorsam der Kirchenbehörde einträte, immer der
gesetzgeberische Weg offen, auf welchem besondere KRepressiv-
mittel festgestellt werden könnten. Will 1a  E es dem (G(Gesetz-
geber Von 1562 U1 Vorwurf machen, dafs Gr 1es nıcht
that, weil keine Veranlassung dazu da War, un weil das
Vertrauen gehegt wurde, e68s werde cdie Kirchenbehörde auch
1n Zukunft keine solche geben ?

Peaalıa betont verschiedene Male, dals ‚yauf dem (se-
biete der inneren kirchlichen Angelegenheiten keine fremde
Macht, q 150 insbesondere keıine Staatsbehörde, einseitig be-
fehlend, posıtıv anordnend auiftreten kann, dafls das Unter-
lassen sakramentaler, gottesdienstlicher uUun: kirehlieher and-
lungen nıemals VO Staaft mıt Sstrafe bedroht werden kann“
(S 2235 233) Davon ist aber 1m Gesetz auch Nuır-
gends die ede Dasselbe beschäftigt sıch lediglich mit
dem Jus eirca

In einem zweıten Artikel werden WIr nunmehr die e1nN-
zeinen Bestimmungen der Konvention und des (+e-

[ZEeS näher betrachten haben, m einerseıts Zzu erkennen,
da{is das (xesetz nıcht die ın eine andere Form umSCcS0OSSCNG
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Konvention ıst, anderseits, WwW1e etztere STa de  38 f‘ionflikten
ein Ende machen, 1Ur Zerwürfnisse in s1eH barg, sobald
der Staat sich nıcht dem kanonischen Recht vollständig unter-
werten wollte. Nebenbei werden WITL auch bemerken, WwI1Ie
das (z+esetz ohne ausdrückliche Straf bestimmungen doch dAie
Durchführung vielfach garantıert. Wır vergleichen ach der
Urdnung der Artikel der Konvention und gebrauchen diesen
Ausdruck, weiıl der ofhzielle ist, ohne aber den Unter-
schijed VON „Konkordat“ einsehen können, da beide,
jedenfalls 1 Sinn der Kurıe, gleich verbindlich sSind.

Vgl übrıgens dıe ulle selbst, Schlufls: Cum igitur hujus-
modı Conventionis p e1, cConcordata etc Wir hıelten unNns
deshalb uch für vollberechtigt, 1n der Überschrift dieses Aufsatzes
en sıch durch Prägnanz empfehlenden Ausdruck „ Konkordat ““
zuwenden.


